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Baurecht

Die Stadt von morgen bauen
Klima, Artenvielfalt, Verdichtung – die Anforderungen an zukunftsfähige Stadtentwicklung wachsen

Nach der Katastrophe von Fukushima treibt die Bundesregierung unter großer Not die Energiewende voran. Noch vor 
der Sommerpause soll das Parlament zahlreiche Gesetze verabschieden, darunter auch Teile der bereits im Koalitions-
vertrag angekündigten Novelle des Baugesetzbuchs. Der vorgelegte Entwurf wird jedoch den erheblichen Herausforde-
rungen auf Feldern wie Klimawandel, Ressourcen oder Biodiversität nicht gerecht.  VON ULF SIEBERG, NABU

 Berlin im Jahr 2030. 
Die fortschreitende Erderwärmung hat 
Auswirkungen auf den Wasserhaushalt der 
deutschen Hauptstadt. Höhere Temperatu-
ren sorgen für eine zunehmende Verduns-
tung. Der Zufluss zum Berliner Gewässer-
system ist zum Erliegen gekommen. Die 
Spree stinkt zum Himmel. Die Neubil-
dungsrate von Grundwasser ist gesunken. 
Gärten und Parks, Wälder und landwirt-
schaftliche Flächen leiden unter der Tro-
ckenheit. Selbst der Altbaubestand kühlt 
nachts nicht mehr ab, sodass auch im In-
neren von Gebäuden hohe Temperaturen 
herrschen. Die Menschen leiden unter ex-
tremen Wetterereignissen. 

Was manchen als Schreckensszenario 
erscheint, findet sich in einer Studie im 
Auftrag der Senatsverwaltung für Stadt-
entwicklung wieder.  (1) Das Potsdam-

Institut für Klimafolgenforschung (PIK) 
prognostizierte darin für die deutsche 
Hauptstadt einen Temperaturanstieg von 
durchschnittlich 2,5 Grad Celsius bis 2050. 
Während es in einigen Randbezirken auf-
grund ausreichender Luftzirkulation und 
günstigerer klimatischer Bedingungen we-
sentlich kühler ist, liegen die Temperaturen 
in der Innenstadt weit über dem Durch-
schnittswert. Mit entsprechenden Folgen 
für Mensch, Natur und Umwelt. 

Mehr Menschen in Städten

Die Vereinten Nationen nehmen an, dass 
im Jahr 2050 etwa 70 Prozent der Welt-
bevölkerung von dann neun Milliarden 
Menschen in Städten leben werden. Schon 
heute sind es bereits mehr als die Hälfte, 
über drei Milliarden. Urbane Lebensräu-

me bekommen damit eine noch größere 
Bedeutung. Doch nicht nur der Mensch 
scheint am Leben in der Stadt immer grö-
ßeren Gefallen zu finden. Auch wild le-
bende Tier- und Pflanzenarten nutzen die 
Stadt immer mehr als Rückzugsgebiet. Die 
Artenvielfalt wird dabei von klimatischen 
Vorteilen städtischer Bereiche gegenüber 
dem Umland, dem größeren, oft ganzjäh-
rig verfügbaren Futterangebot sowie dem 
vielfältigen Mosaik von Siedlungs- und 
Grünflächen, Parkanlagen, Brachflächen, 
Privatgärten und Gewässern bestimmt. 
Während sich in intensiv genutzten länd-
lichen Gebieten riesige Agrarsteppen 
breitmachen, wird die Stadt für einige 
Arten zum Ersatzlebensraum. Am Bei-
spiel Berlins lässt sich dies beobachten: In 
den naturnahen Stadtrandbereichen leben 
Seeadler, Kranich und Schellente sowie 
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Fischotter. Selbst in den Parkanlagen des 
unmittelbaren Siedlungsraums sind Ha-
bicht und Biber, viele Wildbienen, Libel-
len und Tagfalter zu beobachten. In und 
auf Gebäuden ziehen Wanderfalken und 
15 Fledermausarten ihre Jungen auf. 15.000 
Mauersegler brüten in der Stadt.

Umbau der Infrastruktur in nicht 
gekanntem Ausmaß

Mit dem einsetzenden Klimawandel, der 
dringend notwendigen Abkehr von fossi-
len Energieträgern sowie dem Ausstieg aus 
der Atomenergie steht nicht nur der städti-
schen, sondern der Infrastruktur insgesamt 
ein Transformationsprozess von giganti-
schen Dimensionen bevor. Dabei geht es 
aus klima-, energie- und naturschutzpo-
litischer Sicht darum, Lebensräume von 
Menschen, Tieren und Pflanzen zu sichern 
und so umweltverträglich wie möglich zu 
gestalten. Der Klimaschutz, die Anpassung 
an den Klimawandel, die ausreichende Ver-
sorgung mit lebenswichtigen Ressourcen 
wie Lebensmitteln, Energie und Rohstof-
fen sowie die Biodiversität sind nur einige 
Felder, in denen große Herausforderungen 
auf Städte und Gemeinden zukommen. So 
müssen im Bereich der Energieversorgung 
Gebäude auf die notwendigen Effizienz-
standards gebracht, Kraftwerksleistungen 
mithilfe erneuerbarer Energien an künftige 
Strom- und Wärmebedarfe angepasst und 
Versorgungsnetze umgebaut werden. Die 
Flächeninanspruchnahme muss reduziert 
werden. Noch immer werden in Deutsch-
land 625 Quadratmeter in der Minute für 
Wohnungen, Straßen und Gewerbegebiete 
versiegelt. Hinzu kommt die Aufgabe, Res-
sourcen insgesamt effizienter einzusetzen.

Immer stärkere Nutzungskonkurrenzen 

Doch mit den stetig wachsenden Heraus-
forderungen steigen auch die Nutzungs-
konkurrenzen. So stehen erneuerbare 
Energien wie Biomasse zur Versorgung 
mit Strom und Wärme nicht unbegrenzt 
zur Verfügung und konkurrieren mit der 
Erzeugung von Lebensmitteln. Höhere 
Wärmeeffizienzstandards von Gebäuden 
machen große Wärmekraftwerke und 

-netze überflüssig. Die Verdichtung von 
innerstädtischen Bereichen durch den 
Schluss von Baulücken und die Beplanung 
von Freiflächen konkurriert einerseits mit 
Anforderungen an Frischluftschneisen und 
Rückzugsgebieten für Tier- und Pflanzen-
arten. Andererseits erhöht das Auswei-
chen auf den Außenbereich wiederum die 
Zersiedelung und Versiegelung der Land-
schaft. 

Neues Baugesetzbuch muss künftige 
Anforderungen berücksichtigen

Noch vor Anfang Juli soll der Bundestag 
über Teile des Baugesetzbuches abstim-
men. Es schafft neue rechtliche Grundla-
gen für die Steuerung der räumlichen und 
städtebaulichen Entwicklung auf kom-
munaler und regionaler Ebene. Wenn die 
Bundesregierung es mit der Energiewende 
ernst meint, müssen mit der anstehenden 
Novelle die Handlungsspielräume für Städ-
te und Gemeinden für Ressourceneffizienz, 
den Klimaschutz und die Klimafolgenan-
passung vergrößert und der Artenschutz 
und die biologische Vielfalt gesichert sowie 
die Flächeninanspruchnahme reduziert 
werden. (2) Gegenwärtige und zukünftige 
städtebauliche und räumliche Erforder-
nisse müssen berücksichtigt werden, ohne 
die Nutzungskonkurrenzen außer Acht zu 
lassen. So dürfen Innen- und Außenbe-
reichsentwicklung nicht weiter gegenein-
ander ausgespielt werden. Eine volkswirt-
schaftlich, ökologisch und sozial sinnvolle 
städtebauliche und räumliche Entwicklung 
kann es nur geben, wenn Planungs- und 
Investitionsentscheidungen mit den lang-
fristigen gesellschaftlichen Zielen in Ein-
klang stehen. 

Es muss zukünftig möglich sein, dass 
eine Stadt aus Gründen des Klimaschutzes 
einen Bebauungsplan aufstellt. Gleichzei-
tig muss Klimaschutz ein verpflichtender 
Abwägungsgrund bei Planungen sein. Um 
die gegenwärtige und zukünftige städtische 
und quartiersbezogene Versorgung mit 
Strom und Wärme sowie Erzeugungska-
pazitäten und Energiebedarfe aufeinander 
abzustimmen, muss der überörtliche, all-
gemeine Klimaschutz gleichwertig neben 
den anderen Belangen der Bauleitplanung 

stehen. Dafür müssen rechtlich bindende 
Energie- und Klimaschutzkonzepte im 
Rahmen der Bauleitplanung erstellt wer-
den. Die Forderung nach einem Ausbau 
der erneuerbaren Energien im städtischen 
Bereich ist richtig, muss sich aber an den 
zukünftigen Strom- und Wärmebedarfen 
und der dafür notwendigen Infrastruktur 
orientieren. Dies erfordert eine gründliche 
und durchdachte Planung. Wenn das neue 
Baugesetzbuch bestimmte Energieerzeu-
gungsanlagen vorzieht, widerspricht das 
dem Grundsatz, die für das Gebäude oder 
ein Quartier wirtschaftlich, technisch und 
ökologisch jeweils beste Lösung zu finden. 
Zudem sind die Standards des Artenschut-
zes mindestens zu halten und ihre Umset-
zung ist europarechtskonform zu stärken, 
um der besonderen Verantwortung auch 
der bebauten Bereiche für die biologische 
Vielfalt gerecht zu werden. Der Flächen-
verbrauch ist nur durch eine konsequente 
Innenbereichsentwicklung einzudämmen. 
Eine frühzeitige Bürgerbeteiligung muss 
dabei umfassend gewährleistet werden. (3) 

Die Zukunft der Stadt hängt auch davon 
ab, wie umwelt- und naturverträglich wir 
unser urbanes Leben einrichten und wel-
che Möglichkeiten das Baugesetzbuch dazu 
bietet. Der jetzige Vorschlag erfüllt diese 
Erfordernisse noch nicht.

Anmerkungen

XX (1) www.kurzlink.de/pik-studie-berlin
XX (2) Stellungnahme des Klima-Bündnisses:  
www.klimabuendnis.org/fileadmin/inhalte/dokumente/
Klima-Buendnis-Position_BauGB-Novellierung_2011.pdf 

XX (3) Themenseiten des NABU: www.nabu.de/gebaeude  
www.nabu.de/themen/siedlungsentwicklung  
www.nabu.de/themen/biologischevielfalt
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